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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Steueroasen-
Abwehrverordnung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 11. Oktober 2022 
gemeinsam mit dem Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 
den Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Steueroasen-Abwehrverordnung 
veröffentlicht. 

Mit dem Steueroasen-Abwehrgesetz (StAbwG) vom 25. Juni 2021 
(BGBl. I S. 2056) werden Verwaltungs- und Legislativmaßnahmen bereitgestellt, 
die im Verhältnis zu nicht kooperativen Steuerhoheitsgebieten (§ 2 Abs. 1 
StAbwG) Anwendung finden. 

Nach § 3 Abs. 1 Satz 1 StAbwG werden das BMF und das BMWK ermächtigt, 
eine Rechtsverordnung (RVO) mit Zustimmung des Bundesrates zu erlassen, in 
der die Steuerhoheitsgebiete genannt sind, die nach Maßgabe des § 2 Abs. 1 
StAbwG nicht kooperative Steuerhoheitsgebiete sind, soweit sie in der im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten EU-Liste nicht kooperativer 
Länder und Gebiete für Steuerzwecke (EU-Liste) in der jeweils aktuellen Fassung 
gelistet sind (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 StAbwG). 

Im Oktober 2022 konnte eine Einigung über die Aktualisierung der EU-Liste nicht 
kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke im Rat für Wirtschaft und 
Finanzen (ECOFIN) erzielt werden (13092/22), siehe auch unseren Blogbeitrag. 
Die Nullsatzjurisdiktionen Anguilla, Bahamas sowie die Turks- und Caicosinseln 
wurden neu auf die EU-Liste aufgenommen. Als Nullsatzjurisdiktionen werden 
Hoheitsgebiete bezeichnet, die keine Körperschaftsteuer oder eine 
Körperschaftsteuer mit einem Steuersatz von null oder nahe null Prozent 
erheben. Ihre Überwachungsmechanismen in Bezug auf die wirtschaftliche 
Substanz der Unternehmen vor Ort weisen erhebliche Defizite auf. Damit 
befinden sich auf der EU-Liste nun zwölf Staaten bzw. Hoheitsgebiete. 

Die Änderungsverordnung setzt diese Erweiterung gemäß § 3 Abs. 1 StAbwG in 
das deutsche Recht um. 

Fundstelle 

BMF, Referentenentwurf (Bearbeitungsstand: 10.10.2022). 

 

BMF: Berücksichtigung der gestiegenen Energiekosten als Folge des 
Angriffskrieges Russlands gegen die Ukraine 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 06. Oktober 2022 ein 
Schreiben zur Berücksichtigung der gestiegenen Energiekosten als Folge des 
Angriffskrieges Russlands gegen die Ukraine veröffentlicht. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228928/update-bmf-veroeffentlicht-anwendungsschreiben-ueber-die-pflicht-zur-mitteilung-grenzueberschreitender-steuergestaltungen/
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-10-11-AendStAbwV/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Das Bundesministerium der Finanzen hat im Einvernehmen mit den obersten 
Finanzbehörden der Länder ein BMF-Schreiben erlassen, nach dem die 
Finanzämter die ihnen gesetzlich zur Verfügung stehenden Handlungsspielräume 
im Interesse der erheblich betroffenen Steuerpflichtigen nutzen sollen. 

Ohne strenge Nachweispflichten sollen im Einzelfall auf Antrag fällige Steuern 
gestundet, Vorauszahlungen zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer angepasst 
werden sowie Vollstreckungsaufschub gewährt werden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 05. Oktober 2022, IV A 3 - S 0336/22/10004 :001. 

Eine englische Zusammenfassung dieses Schreibens finden Sie hier 

 

BMF: Änderung steuerlicher Verordnungen 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 11. Oktober 2022 den 
Entwurf einer Sechsten Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen 
veröffentlicht. 

Seit dem Erlass der Fünften Verordnung zur Änderung steuerlicher Verordnungen 
vom 25. Juni 2020 (BGBl. I S. 1495) hat sich in mehreren Bereichen des 
deutschen Steuerrechts fachlich notwendiger Anpassungsbedarf ergeben. Die 
vorliegende Verordnung soll diesen Bedarf zusammenfassend aufgreifen. 

Dabei sieht der Entwurf u.a. folgende Änderungen vor: 

- Änderungen der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung (UStDV): 

– Ergänzung möglicher Belegnachweise für die Gelangensvermutung bei 
innergemeinschaftlichen Lieferungen (§ 17a Absatz 2 Nummer 1 UStDV) 

– Änderung der Art und Weise der Einreichung von Belegnachweisen im 
Vergütungsverfahren für im übrigen Gemeinschaftsgebiet ansässige Unternehmer 
(§ 61 
Absatz 2 und Absatz 5 UStDV) 

– Änderungen der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung (UStZustV): 

– Änderung der Finanzamtsbezeichnung von "Finanzamt Kassel-Hofgeismar" in 
"Finanzamt Kassel" nach Finanzamtsfusionierung (§ 1 Absatz 1 UStZustV) 

– Regelung der Zuständigkeit für außerhalb des Gemeinschaftsgebiets ansässige 
Unternehmer, die sich in einem anderen EU-Mitgliedstaat für das Verfahren 
OneStop-Shop - EU-Regelung registrieren lassen (§ 1 Absatz 2b UStZustV) 

– Umsetzung der Anforderungen des OZG und Verfahrenserleichterung beim 
Umsatzsteuererstattungsverfahren für diplomatische Missionen, 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2022-10-05-ukraine-finanzaemter-handlungsspielraum.pdf?__blob=publicationFile&v=2
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/233847/finance-ministry-promises-relief-for-increased-energy-costs-because-of-war-against-ukraine/
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berufskonsularische Vertretungen und deren Mitglieder durch Änderung der 
Umsatzsteuererstattungsverordnung (§ 4 UStErstV) 

– Änderungen der Steueridentifikationsnummerverordnung (StIdV): 

– Redaktionelle Anpassung an den geänderten Satzbau des § 139b Absatz 6 
Abgabenordnung in § 2 Absatz 2 StIdV 

– Änderung der vom Bundeszentralamt für Steuern an den Bürger mitzuteilenden 
Daten (§ 6 Absatz 1 StIdV) 

– Anpassung des Musters 6 zu § 8 der Erbschaftsteuer-
Durchführungsverordnung (ErbStDV) durch Änderung der Erbschaftsteuer-
Durchführungsverordnung (Muster 6 
zu § 8 ErbStDV) 

– Einführung einer weiteren Regelung zu gemeinsamer Antragstellung für 
Anträge auf verbindliche Auskunft sowie Regelung der entsprechenden 
Zuständigkeit durch Änderung der Steuerauskunftsverordnung (§ 1 StAuskV) 

– Regelung von Mitteilungspflichten über Billigkeitsleistungen zur temporären 
Kostendämpfung des Erdgas- und Strompreisanstiegs nach dem 
Energiekostendämpfungsprogramm durch Änderung der Mitteilungsverordnung (§ 
13a MitteilungsVO) 

– Vereinfachung der gesonderten Feststellung bei Aufgabe eines Betriebs wegen 
Liebhaberei durch Änderung der Verordnung über die gesonderte Feststellung 
von Besteuerungsgrundlagen nach § 180 Abs. 2 der Abgabenordnung (§ 8 VO zu 
§ 180 Abs. 2 AO) 

– Änderungen der Altersvorsorge-Durchführungsverordnung (AltvDV): 

– Umkehrung des Regelfalls, wann Versorgungseinrichtungen vom Vorliegen von 
Altersvorsorgebeiträgen im Sinne des § 82 Absatz 2 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) auszugehen haben (§ 6 Absatz 3 AltvDV) 

– Korrektur der Geltungswirkung der Erklärung eines Zulageberechtigten zur 
Berücksichtigung von Altersvorsorgebeiträgen im Rahmen des 
Sonderausgabenabzugs bei Vertragsneuabschlüssen (§ 10 Absatz 4 AltvDV) 

Fundstelle 

BMF, RefE (Bearbeitungsstand: 30.09.2022). 

  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_IV/20_Legislaturperiode/2022-10-11-6-VO-Aenderung-MitteilungsVO/1-Referentenentwurf.pdf?__blob=publicationFile&v=2
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 13. Oktober 2022 

 
 
Ein Anspruch auf Prozesszinsen nach § 236 AO besteht nicht für 
den Zeitraum, in dem während eines Klageverfahrens die 
Vollziehung des Steuerbescheids aufgehoben wurde und die 
Finanzbehörde daraufhin den Steuerbetrag an den 
Steuerpflichtigen zurückgezahlt hat. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zu den inländischen Kapitalgesellschaften i.S. des § 9 Nr. 2a 
GewStG gehören auch Kapitalgesellschaften, die ihren 
statutarischen Sitz im Ausland und ihren Ort der Geschäftsleitung 
im Inland haben. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Für die Berechnung der sog. Wesentlichkeitsgrenzen nach § 1 
Abs. 3 Satz 2 EStG als Voraussetzung für die fiktive 
unbeschränkte Steuerpflicht sind auf der ersten Stufe (Ermittlung 
des Welteinkommens) Einnahmen, die unter Zugrundelegung 
deutschen Einkommensteuerrechts grundsätzlich steuerbar, aber 
‑‑z.B. nach § 3 EStG‑‑ steuerfrei wären (hier: aus den 
Niederlanden stammende Krankengeldzahlungen), nicht 
einzubeziehen (Abgr. zum Senatsurteil v. 01.10.2014 - I R 18/13). 
Solche Einnahmen sind aber ggf. im Rahmen der Bemessung des 
Progressionsvorbehalts zur Berechnung des besonderen 
Steuersatzes nach § 32b EStG zu berücksichtigen. Bei der 
Bemessung des Progressionsvorbehalts bleiben ausländische 
Kapitaleinkünfte außer Betracht, die bei einem inländischen 
Sachverhalt der Abgeltungsteuer unterliegen würden (Abgr. zum 
Senatsurteil v. 12.08.2015 - I R 18/14). 
 
Zum Urteil 

Urteil VII R 34/19: 
Prozesszinsen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
17. Mai 2022 
 

Urteil I R 43/18: 
Gewerbesteuerrecht-
liches Schachtel-
privileg bei doppelt 
ansässigen 
Kapitalgesellschaften 
 
 
 
 
 
28. Juni 2022 
 

 

 
Urteil I R 3/18: 
Behandlung aus-
ländischer Kranken-
geldzahlungen und 
Kapitaleinkünfte im 
Rahmen der fiktiven 
unbeschränkten 
Steuerpflicht und des 
Progressionsvor-
behalts 
 
01. Juni 2022 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210189/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210186/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210185/
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Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil V R 32/20: Vorsteuerabzug und Personalabbau 
30. Juni 2022 
Zum Urteil 
 
Urteil III R 28/21: Kindergeldrechtliche Ausschlussfrist bei 
Wanderarbeitnehmern aus anderen Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union 
14. Juli 2022 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 
Abkommensrechtliche Dreieckskonstellationen 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat in einem aktuellen Urteil entschieden, dass die 
von Deutschland abgeschlossenen DBA grundsätzlich gleichberechtigt 
nebeneinanderstehen und jeweils autonom und unabhängig voneinander 
auszulegen sind, so dass sich der Steuerpflichtige grundsätzlich auf jede 
Begünstigung berufen kann, die ihm eines dieser Abkommen gewährt. 
Sachverhalt 
Die Beteiligten streiten in einem abkommensrechtlichen Dreieckssachverhalt über 
das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Kläger waren Eheleute und lebten in einer gemeinsamen Wohnung in 
Deutschland. Anlässlich seiner Tätigkeit in der Schweiz mietete der Kläger eine 
Zweitwohnung in Frankreich, von der aus er arbeitstäglich zu seiner 
schweizerischen Arbeitsstätte pendelte. Der Mittelpunkt der Lebensinteressen 
des Klägers befand sich in Deutschland, sodass der Kläger (Ehemann) gem. Art. 
2 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. b) aa) DBA-Frankreich als in Deutschland ansässig 
behandelt wurde (sog. tie-breaker-rule). 
In seinen Steuererklärungen in Deutschland behandelte der Kläger seinen 
Arbeitslohn als in Deutschland (unter Progressionsvorbehalt) steuerfrei. 
Das Finanzamt folgte dem nicht und bezog den Arbeitslohn in die 
Bemessungsgrundlage der Einkommensteuerfestsetzungen ein. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg. 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Das Finanzgericht hat zu Recht entschieden, dass der in der Schweiz erzielte 
Arbeitslohn des Klägers gemäß Art. 15 Abs. 1 i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 Satz 1 
Buchst. d DBA-Schweiz 1971/2010 von der deutschen Besteuerung freizustellen 
ist und lediglich dem Progressionsvorbehalt unterliegt. 
Die Kläger sind aufgrund ihrer inländischen Wohnung unbeschränkt 
einkommensteuerpflichtig (§ 1 Abs. 1 Satz 1 Einkommensteuergesetz (EstG) 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210188/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210187/
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i.V.m. § 8 der Abgabenordnung (AO)). Daraus folgt, dass der Kläger aus seiner 
Tätigkeit als Altenpfleger steuerpflichtige Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit 
i.S. des § 19 EStG erzielte. Da er seine Tätigkeit in der Schweiz ausübte, sind 
diese Einkünfte grundsätzlich nach Art. 15 Abs. 1 i.V.m. Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 
Buchst. d DBA-Schweiz 1971/2010 von der deutschen Besteuerung freizustellen 
und lediglich dem Progressionsvorbehalt zu unterwerfen (§ 32b Abs. 1 Satz 1 Nr. 
3 EStG, Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 DBA-Schweiz 1971/2010). 
Die tatbestandlichen Voraussetzungen einer unilateralen Rückfallklausel sind 
nicht erfüllt. Dies gilt sowohl für § 50d Abs. 8 EStG als auch für § 50d Abs. 9 Satz 
1 Nr. 1 und 2 EStG. 
Darüber hinaus ist das Finanzgericht zu Recht davon ausgegangen, dass auch 
die abkommensrechtliche Dreieckskonstellation eine Besteuerung in Deutschland 
nicht rechtfertigt. 
Die Dreieckskonstellation ergibt sich im Streitfall daraus, dass der Kläger sowohl 
in Deutschland als auch in Frankreich einen Wohnsitz hat, seine Einkünfte aber 
aus dem Quellenstaat Schweiz bezieht. Bei isolierter Betrachtung der jeweiligen 
DBA steht das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte nach dem DBA-Schweiz 
1971/2010 dem Quellenstaat Schweiz, nach dem DBA-Schweiz/Frankreich 
Frankreich (Grenzpendlerregelung) und nach dem DBA-Frankreich 1959/2001 
Deutschland zu. 
Entgegen der Auffassung des Finanzamts kann die Zuweisung des 
Besteuerungsrechts an Deutschland durch das DBA-Frankreich 1959/2001 die 
Steuerfreistellung für den Arbeitslohn des Klägers nach dem DBA-Schweiz 
1971/2010 nicht aufheben. 
Die von Deutschland abgeschlossenen DBA stehen grundsätzlich 
gleichberechtigt nebeneinander und sind jeweils autonom und unabhängig 
voneinander auszulegen. 
Die Verpflichtung Deutschlands zur Freistellung bestimmter Einkünfte aufgrund 
eines DBA (hier: DBA-Schweiz 1971/2010) wird daher in einer 
Dreieckskonstellation nicht dadurch beeinträchtigt, dass nach dem mit einem 
weiteren Staat bestehenden DBA (hier: DBA-Frankreich 1959/2001) das 
Besteuerungsrecht für die betreffenden Einkünfte (als sog. Drittstaateneinkünfte) 
Deutschland zugewiesen wird. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 01. Juni 2022 (I R 30/18), veröffentlicht am 06. Oktober 2022. 
 
Transparente Besteuerung einer KGaA nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG 
§ 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 EStG ist nicht in der Weise auszulegen, dass die 
Erzielung betrieblicher Kapitaleinkünfte für einen persönlich haftenden 
Gesellschafter (phG) im Rahmen seiner Beteiligung an der KGaA 
ausgeschlossen ist. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil 
entschieden. 
Sachverhalt 
Die Kläger sind Eheleute, die zusammen zur Einkommensteuer veranlagt werden. 
Der Kläger war in den Jahren 2004 bis 2008 (Streitjahre) persönlich haftender 
Gesellschafter (phG) einer KGaA, deren Rechtsnachfolgerin die Beigeladene ist. 
Gemäß Vertrag vom 01. Januar 1999 erhielt er für diese Tätigkeit eine feste 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210177/
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Vergütung sowie -nach bestimmten Maßgaben- eine Beteiligung von 4 % am 
Gewinn der KGaA ("Gewinnvoraus"). 
Die Kläger vertraten die Auffassung, die Einkünfte seien teils als nach § 15 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 des Einkommensteuergesetzes in der in den Streitjahren geltenden 
Fassung (EStG) steuerpflichtig, teils - bezogen auf Einkünfte aus 
Tochtergesellschaften der KGaA - als nach § 3 Nr. 40 Satz 1 Buchst. d EStG 
teilweise steuerpflichtig bzw. nach den Schachtelprivilegien des Art. 24 Abs. 1 Nr. 
1 Buchst. b DBA-Schweiz 1971/2002 bzw. des Art. 20 Abs. 2 Satz 3 DBA-
Luxemburg steuerfrei und dem Progressionsvorbehalt unterfallend zu behandeln. 
Über die Höhe der jeweiligen Beträge besteht kein Streit. 
Die Ermittlung und Besteuerung der Dividenden aus den ausländischen 
Tochtergesellschaften erfolgte durch die KGaA in der Weise, dass die 
Gewinnanteile der Komplementäre nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 des 
Körperschaftsteuergesetzes in der in den Streitjahren geltenden Fassung (KStG) 
abgespalten wurden und für die KGaA auf den verbleibenden Teil die 
Steuerfreistellung in Anspruch genommen wurde. Die Zuweisung des 
Gewinnanteils an die phG aus der Ausschüttung dieser Dividenden erfolgte nach 
der Maßgabe, diese seien ebenfalls steuerbefreit. Entsprechendes galt für 
sonstige Dividenden, wobei den phG diese als dem Halbeinkünfteverfahren 
unterliegend zugeordnet wurden. 
Mit ihrer Klage begehrten die Kläger den Ansatz der Einkünfte des Klägers aus 
seiner Gewinnbeteiligung als phG der KGaA unter Berücksichtigung der 
Steuerfreistellungen für die "durchgeleiteten" Dividenden gemäß § 3 Nr. 40 Satz 1 
Buchst. d EStG und der genannten Schachtelprivilegien. 
Die Klage vor dem Finanzgericht München hatte Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Der Senat teilt im Ergebnis die Einschätzung des Finanzgerichts, dass § 15 Abs. 
1 Satz 1 Nr. 3 EStG nicht in der Weise auszulegen ist, dass eine Erzielung 
betrieblicher Kapitaleinkünfte für einen phG im Rahmen seiner Beteiligung an der 
KGaA ausgeschlossen ist. Dies lässt sich indessen nicht mit einer wirtschaftlichen 
Betrachtungsweise begründen, sondern folgt bereits aus der Systematik der 
gesetzlichen Regelungen. 
Die Schachtelprivilegien des Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b DBA-Schweiz 
1971/2002 und des Art. 20 Abs. 2 Satz 3 DBA-Luxemburg 1958/1973 sind auf 
den phG anzuwenden (Fortführung des BFH-Urteils vom 19. Mai 2010, I R 
62/09). 
Die Einkünftebestandteile des phG, die auf der Vereinnahmung von Dividenden 
beruhen, die bei der KGaA nach § 8b KStG von der Besteuerung befreit sind, sind 
nach dem für die Streitjahre geltenden Halbeinkünfteverfahren (§ 3 Nr. 40 Satz 1 
Buchst. d EStG) teilweise steuerfrei zu belassen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 01. Juni 2022 (I R 44/18), veröffentlicht am 06. Oktober 2022. 

 
 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227303/besteuerung-der-einkuenfte-eines-persoenlich-haftenden-gesellschafters-bei-dividendenbezug-einer-kgaa/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210178/


9 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

 
 
 

 
 
 
 
 
Business Meldungen 
Anpassung der steuerlichen Verjährungsfristen: Löschkonzepte im Blick behalten 
  
2020 hat der deutsche Gesetzgeber mit dem Jahressteuergesetz (JStG) die 
strafrechtliche Verjährungsfrist für die Verfolgung der benannten besonders 
schweren Fälle der Steuerhinterziehung von zehn auf 15 Jahre angehoben. Im 
Ergebnis gilt diese neue Verjährungsregelung aber auch für die materielle 
Steuerfestsetzung. Fraglich (und umstritten) ist damit, ob sich auch die 
Aufbewahrungsfristen von 10 auf 15 Jahre verlängern. 
 
Mehr dazu finden Sie in unserem Blog Steuern&Recht. 
 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine, 11. Oktober 
2022 
  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
 
Die Datei finden Sie hier: Lagebild Ukraine 

 
 
Terminplaner 
  
End-to-End Transfer Pricing Conference 
2022 
Webveranstaltung, 27.10. 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 
 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/e2econference
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233911/anpassung-der-steuerlichen-verjaehrungsfristen-loeschkonzepte-im-blick-behalten/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233953/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-11.-oktober-2022/?download=231127


10 

E-MAIL SENDEN 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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